
 

Hand-Out zum Gastvortrag von  
 

Univ.-Prof. Hans-Georg Koppensteiner, LL.M. (Berkeley) 

„Neue Entwicklungen im EU-Niederlassungsrecht für 

Gesellschaften“ 

 
 

I. Einführung 

1. Zum Thema 

2. Binnenmarkt 

 

II. Polbud 

1. Sachverhalt und Entscheidungsgründe 

2. Kritik 

3. Antikritik 

4. Ergebnis 

 

III. Company Law Package 

1. Kerninhalt 

2. Missbrauch? 

 

 

Rechtsquellen: 

Artikel 26 AEUV 

 (1) Die Union erlässt die erforderlichen Maßnahmen, um nach Maßgabe der einschlägigen 

Bestimmungen der Verträge den Binnenmarkt zu verwirklichen beziehungsweise dessen 

Funktionieren zu gewährleisten. 

(2) Der Binnenmarkt umfasst einen Raum ohne Binnengrenzen, in dem der freie Verkehr von 

Waren, Personen, Dienstleistungen und Kapital gemäß den Bestimmungen der Verträge 

gewährleistet ist. 

(3) Der Rat legt auf Vorschlag der Kommission die Leitlinien und Bedingungen fest, die 

erforderlich sind, um in allen betroffenen Sektoren einen ausgewogenen Fortschritt zu 

gewährleisten. 



Artikel 49 AEUV 

Die Beschränkungen der freien Niederlassung von Staatsangehörigen eines Mitgliedstaats im 

Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats sind nach Maßgabe der folgenden Bestimmungen 

verboten. Das Gleiche gilt für Beschränkungen der Gründung von Agenturen, 

Zweigniederlassungen oder Tochtergesellschaften durch Angehörige eines Mitgliedstaats, die 

im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats ansässig sind. 

Vorbehaltlich des Kapitels über den Kapitalverkehr umfasst die Niederlassungsfreiheit die 

Aufnahme und Ausübung selbstständiger Erwerbstätigkeiten sowie die Gründung und Leitung 

von Unternehmen, insbesondere von Gesellschaften im Sinne des Artikels 54 Absatz 2, nach 

den Bestimmungen des Aufnahmestaats für seine eigenen Angehörigen. 

Artikel 53 AEUV 

 (1) Um die Aufnahme und Ausübung selbstständiger Tätigkeiten zu erleichtern, erlassen das 

Europäische Parlament und der Rat gemäß dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren 

Richtlinien für die gegenseitige Anerkennung der Diplome, Prüfungszeugnisse und sonstigen 

Befähigungsnachweise sowie für die Koordinierung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften 

der Mitgliedstaaten über die Aufnahme und Ausübung selbstständiger Tätigkeiten. 

(2) Die schrittweise Aufhebung der Beschränkungen für die ärztlichen, arztähnlichen und 

pharmazeutischen Berufe setzt die Koordinierung der Bedingungen für die Ausübung dieser 

Berufe in den einzelnen Mitgliedstaaten voraus. 

Artikel 54 AEUV 

Für die Anwendung dieses Kapitels stehen die nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 

gegründeten Gesellschaften, die ihren satzungsmäßigen Sitz, ihre Hauptverwaltung oder ihre 

Hauptniederlassung innerhalb der Union haben, den natürlichen Personen gleich, die 

Angehörige der Mitgliedstaaten sind. 

Als Gesellschaften gelten die Gesellschaften des bürgerlichen Rechts und des Handelsrechts 

einschließlich der Genossenschaften und die sonstigen juristischen Personen des öffentlichen 

und privaten Rechts mit Ausnahme derjenigen, die keinen Erwerbszweck verfolgen. 

 

Verordnung (EG) Nr. 2157/2001 des Rates vom 8. Oktober 2001 über das Statut der 

Europäischen Gesellschaft (SE) 

Artikel 7 

Der Sitz der SE muss in der Gemeinschaft liegen, und zwar in dem Mitgliedstaat, in dem sich 

die Hauptverwaltung der SE befindet. Jeder Mitgliedstaat kann darüber hinaus den in seinem 

Hoheitsgebiet eingetragenen SE vorschreiben, dass sie ihren Sitz und ihre Hauptverwaltung 

am selben Ort haben müssen. 

 

 



Artikel 8 

(1)   Der Sitz der SE kann gemäß den Absätzen 2 bis 13 in einen anderen Mitgliedstaat verlegt 

werden. Diese Verlegung führt weder zur Auflösung der SE noch zur Gründung einer neuen 

juristischen Person. 

(2)   Ein Verlegungsplan ist von dem Leitungs- oder dem Verwaltungsorgan zu erstellen und 

unbeschadet etwaiger vom Sitzmitgliedstaat vorgesehener zusätzlicher Offenlegungsformen 

gemäß Artikel 13 offen zu legen. Dieser Plan enthält die bisherige Firma, den bisherigen Sitz 

und die bisherige Registriernummer der SE sowie folgende Angaben: 

a) den vorgesehenen neuen Sitz der SE, 

b) die für die SE vorgesehene Satzung sowie gegebenenfalls die neue Firma, 

c) die etwaigen Folgen der Verlegung für die Beteiligung der Arbeitnehmer, 

d) den vorgesehenen Zeitplan für die Verlegung, 

e) etwaige zum Schutz der Aktionäre und/oder Gläubiger vorgesehene Rechte. 

(3)   Das Leitungs- oder das Verwaltungsorgan erstellt einen Bericht, in dem die rechtlichen 

und wirtschaftlichen Aspekte der Verlegung erläutert und begründet und die Auswirkungen der 

Verlegung für die Aktionäre, die Gläubiger sowie die Arbeitnehmer im Einzelnen dargelegt 

werden. 

(4)   Die Aktionäre und die Gläubiger der SE haben vor der Hauptversammlung, die über die 

Verlegung befinden soll, mindestens einen Monat lang das Recht, am Sitz der SE den 

Verlegungsplan und den Bericht nach Absatz 3 einzusehen und die unentgeltliche 

Aushändigung von Abschriften dieser Unterlagen zu verlangen. 

(5)   Die Mitgliedstaaten können in Bezug auf die in ihrem Hoheitsgebiet eingetragenen SE 

Vorschriften erlassen, um einen angemessenen Schutz der Minderheitsaktionäre, die sich gegen 

die Verlegung ausgesprochen haben, zu gewährleisten. 

(6)   Der Verlegungsbeschluss kann erst zwei Monate nach der Offenlegung des 

Verlegungsplans gefasst werden. Er muss unter den in Artikel 59 vorgesehenen Bedingungen 

gefasst werden. 

(7)   Bevor die zuständige Behörde die Bescheinigung gemäß Absatz 8 ausstellt, hat die SE 

gegenüber der Behörde den Nachweis zu erbringen, dass die Interessen ihrer Gläubiger und 

sonstigen Forderungsberechtigten (einschließlich der öffentlich-rechtlichen Körperschaften) in 

Bezug auf alle vor der Offenlegung des Verlegungsplans entstandenen Verbindlichkeiten im 

Einklang mit den Anforderungen des Mitgliedstaats, in dem die SE vor der Verlegung ihren 

Sitz hat, angemessen geschützt sind. 

Die einzelnen Mitgliedstaaten können die Anwendung von Unterabsatz 1 auf Verbindlichkeiten 

ausdehnen, die bis zum Zeitpunkt der Verlegung entstehen (oder entstehen können). 

Die Anwendung der einzelstaatlichen Rechtsvorschriften über das Leisten oder Absichern von 

Zahlungen an öffentlich-rechtliche Körperschaften auf die SE wird von den Unterabsätzen 1 

und 2 nicht berührt. 



(8)   Im Sitzstaat der SE stellt das zuständige Gericht, der Notar oder eine andere zuständige 

Behörde eine Bescheinigung aus, aus der zweifelsfrei hervorgeht, dass die der Verlegung 

vorangehenden Rechtshandlungen und Formalitäten durchgeführt wurden. 

(9)   Die neue Eintragung kann erst vorgenommen werden, wenn die Bescheinigung nach 

Absatz 8 vorgelegt und die Erfüllung der für die Eintragung in dem neuen Sitzstaat 

erforderlichen Formalitäten nachgewiesen wurde. 

(10)   Die Sitzverlegung der SE sowie die sich daraus ergebenden Satzungsänderungen werden 

zu dem Zeitpunkt wirksam, zu dem die SE gemäß Artikel 12 im Register des neuen Sitzes 

eingetragen wird. 

(11)   Das Register des neuen Sitzes meldet dem Register des früheren Sitzes die neue 

Eintragung der SE, sobald diese vorgenommen worden ist. Die Löschung der früheren 

Eintragung der SE erfolgt erst nach Eingang dieser Meldung. 

(12)   Die neue Eintragung und die Löschung der früheren Eintragung werden gemäß Artikel 13 

in den betreffenden Mitgliedstaaten offen gelegt. 

(13)   Mit der Offenlegung der neuen Eintragung der SE ist der neue Sitz Dritten gegenüber 

wirksam. Jedoch können sich Dritte, solange die Löschung der Eintragung im Register des 

früheren Sitzes nicht offen gelegt worden ist, weiterhin auf den alten Sitz berufen, es sei denn, 

die SE beweist, dass den Dritten der neue Sitz bekannt war. 

(14)   Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats können bestimmen, dass eine Sitzverlegung, 

die einen Wechsel des maßgeblichen Rechts zur Folge hätte, im Falle der in dem betreffenden 

Mitgliedstaat eingetragenen SE nicht wirksam wird, wenn eine zuständige Behörde dieses 

Staates innerhalb der in Absatz 6 genannten Frist von zwei Monaten dagegen Einspruch erhebt. 

Dieser Einspruch ist nur aus Gründen des öffentlichen Interesses zulässig. 

Untersteht eine SE nach Maßgabe von Gemeinschaftsrichtlinien der Aufsicht einer 

einzelstaatlichen Finanzaufsichtsbehörde, so gilt das Recht auf Erhebung von Einspruch gegen 

die Sitzverlegung auch für die genannte Behörde. 

Gegen den Einspruch muss ein Rechtsmittel vor einem Gericht eingelegt werden können. 

(15)   Eine SE kann ihren Sitz nicht verlegen, wenn gegen sie ein Verfahren wegen Auflösung, 

Liquidation, Zahlungsunfähigkeit oder vorläufiger Zahlungseinstellung oder ein ähnliches 

Verfahren eröffnet worden ist. 

(16)   Eine SE, die ihren Sitz in einen anderen Mitgliedstaat verlegt hat, gilt in Bezug auf alle 

Forderungen, die vor dem Zeitpunkt der Verlegung gemäß Absatz 10 entstanden sind, als SE 

mit Sitz in dem Mitgliedstaat, in dem sie vor der Verlegung eingetragen war, auch wenn sie erst 

nach der Verlegung verklagt wird. 

 


